
Kirchliches Arbeitsgericht 
 

für die Diözesen Limburg, Mainz, Speyer und Trier 
in Mainz 

 

     Verkündet laut Protokoll am 22.02.2022 

 

Aktenzeichen: KAG Mainz M 13/21 Lb 

 
 

U R T E I L 
 
 

In der Rechtsstreitigkeit mit den Beteiligten 
 
1. Betriebsgesellschaft Abtei M. mbH, - Klägerin - 

 
2. Wahlausschuss zur Wahl einer Mitarbeitervertretung - Beklagter - 

in der Betriebsgesellschaft Abtei M. mbH, 
 
Weitere Beteiligte: 

- Die neu gewählte Mitarbeitervertretung der  
Betriebsgesellschaft Abtei M. mbH  
für die Amtszeit 2021 bis 2025 - Beteiligte zu 1) - 

 

die Mitglieder der neu gewählten Mitarbeitervertretung der 
Betriebsgesellschaft Abtei M. mbH: 
- Mi. - Beteiligter zu 2) - 
- S. - Beteiligter zu 3) - 
- G. - Beteiligter zu 4) - 
- Mo. - Beteiligter zu 5) - 
- H. -  Beteiligte zu 6) - 

 
 
hat das Kirchliche Arbeitsgericht in Mainz auf die mündliche Verhandlung 

vom 22.02.2022 durch den Richter Dr. S. als Vorsitzenden und die beisit-

zenden Richter K. und W. für Recht erkannt: 

 

 

1. Die Klage nebst dem Hilfsantrag werden abgewiesen. 

2. Eine erneute Kostenregelung ist entbehrlich. 

3. Die Revision gegen dieses Urteil wird zugelassen. 
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Tatbestand 

 

Die Parteien streiten um die Wirksamkeit einer am 28.09.2021 in der Ein-

richtung durchgeführten MAV-Wahl. Die klagende Dienstgeberin hält diese 

Wahl für nichtig, zumindest für unwirksam, weil nach ihrer Auffassung bei 

dieser Wahl nichtwahlberechtigte Mitarbeiter teilgenommen haben. Allein-

gesellschafter der Klägerin ist die Verwaltungsgesellschaft Abtei M. GmbH. 

Deren Gesellschafter und Geschäftsführer, der Abt R. der Abtei M. und Pa-

ter S., sind Angehörige des Zisterzienserordens, eines päpstlichen Ordens 

/ Orden des päpstlichen Rechts.  

 

Der Orden betreibt im Kloster ein Gymnasium. Teile des Lehrkörpers sind 

dem Orden durch das Land Rheinland-Pfalz auf der Grundlage des rhein-

land-pfälzischen Privatschulgesetzes zugewiesen. Für das Betreiben des 

Gymnasiums erhält die Abtei staatliche Fördermittel. Der Orden hat die 

Übernahme der kirchlichen Grundordnung beschlossen.  

 

Die Klägerin hat dem beklagten Wahlausschuss zur Vorbereitung einer 

MAV-Wahl eine Liste der in der Schule tätigen Mitarbeiter übergeben. Auf 

der Basis dieser Liste hat am 28.09.2021 eine MAV-Wahl stattgefunden, bei 

der fünf Mitglieder gewählt worden sind, darunter auch der Gymnasiallehrer 

Mi., der mittlerweile zum Vorsitzenden der neuen MAV bestimmt worden ist. 

Herr Mi. ist Beamter des Landes Rheinland-Pfalz und der Klägerin vor über 

12 Jahren gemäß §§ 25, 26 Privatschulgesetz Rheinland-Pfalz auf unbe-

stimmte Dauer zugewiesen worden. Wie alle anderen zugewiesenen Lan-

desbeamten ist auch Herr Mi. in die Arbeitsorganisation des Gymnasialbe-

triebes fest eingegliedert. Das am Gymnasium tätige Lehrpersonal setzt 

sich aus Angestellten der Betriebsgesellschaft, aus Mitgliedern der Mönchs-

gemeinschaft der Zisterzienser und aus 27 zugewiesenen Landesbeamten 

zusammen.  

Nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses hat die Klägerin mit Schreiben 

vom 04.10.2021 durch Erklärung gegenüber dem Wahlausschuss – neben 
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der Geltendmachung der Nichtigkeit – die Wahl angefochten im Wesentli-

chen mit der Begründung, die vom Land Rheinland-Pfalz der Betriebsge-

sellschaft zugewiesenen Landesbeamten seien weder aktiv noch passiv 

wahlberechtigte Bedienstete, da sie nicht dem Kreis der Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter im Sinne von § 3 Abs. 1 MAVO angehörten. Der Wahlaus-

schuss hat mit Schreiben vom 24.10.2021 den Anfechtungsantrag als un-

begründet zurückgewiesen.  

 

Mit ihrer am 02.11.2021 beim Kirchlichen Arbeitsgericht eingegangenen 

Klage verfolgt die Klägerin ihr vom Wahlausschuss zurückgewiesenes 

Rechtsbegehren weiter. Sie hält nach wie vor die zugewiesenen Landesbe-

amten für nicht wahlberechtigt, weil dieser Personenkreis in keinem Arbeits- 

oder sonstigen Dienstverhältnis im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 1 MAVO stünde 

und auch sonst im Gesetz nicht als wahlberechtigt genannt werde. Ein 

Dienstverhältnis hätten diese Mitarbeiter nur mit ihrem Dienstgeber, dem 

Land Rheinland-Pfalz, aber nicht mit dem kirchlichen Betreiber des Gymna-

siums. Auch fände nach wie vor die MAVO-M. Anwendung, weil der Bischof 

von Limburg ohne jeglichen Grund und unter Verstoß gegen eine frühere 

Absprache mit ihm im Jahre 2020 die MAVO-M. außer Kraft und die MAVO-

Limburg für anwendbar erklärt habe. 

 

Die Klägerin beantragt,  

1. die am 28.09.2021 durchgeführte Wahl zur Mitarbeitervertretung 

für die Amtszeit 2021 bis 2025 für nichtig –hilfsweise für ungültig– 

zu erklären. 

2. hilfsweise: 

die am 28.09.2021 erfolgte Wahl des rheinland-pfälzischen Lan-

desbeamten Mi. zur Mitarbeitervertretung für die Amtszeit 2021 

bis 2025 für nichtig –hilfsweise für ungültig– zu erklären. 

 

Der Beklagte und die weiteren Beteiligten beantragen,  

die Klage abzuweisen. 
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Sie meinen, auch die zugewiesenen Beamten gehörten zum Kreis der wahl-

berechtigten und wählbaren Mitarbeiter, weil diese Lehrer wie alle anderen 

Bediensteten in gleicher Weise ohne jeglichen Unterschied auf Dauer in den 

gymnasialen Dienstbetrieb eingegliedert und fest integriert seien. Nach        

§ 26 Privatschulgesetz Rheinland-Pfalz dürften diese Mitarbeiter aufgrund 

der Zuweisung zum Orden in ihren Rechten nicht eingeschränkt werden, 

zumal der Schulleitung das arbeitgeberseitige Direktionsrecht kraft Geset-

zes zugewiesen sei. Es bedürfe keiner ausdrücklichen Erwähnung dieses 

Personenkreises in der jetzt allein gültigen MAVO-Limburg. Eine spezielle 

Erwähnung – wie in der früher Anwendung findenden MAVO-M. – sei in der 

MAVO-Limburg nicht erforderlich, da bereits das Kriterium „Dienstverhält-

nis“ (§ 3 Abs. 1 Satz 1 MAVO-Limburg) die Wahlberechtigung dieses Per-

sonenkreises begründe.  

 

Zur näheren Darstellung des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt 

der von den Parteien zur Gerichtsakte gereichten Schriftsätze nebst Anla-

gen, die Gegenstand der mündlichen Verhandlung vor dem Kirchlichen Ar-

beitsgericht waren, Bezug genommen. 

 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. 

 

1. Das örtlich zuständige angerufene Kirchliche Arbeitsgericht ist gem. § 12 

Abs. 3 MAVO-Limburg in der Sache zuständig, weil gegen die Entscheidung 

des Wahlausschusses binnen einer Ausschlussfrist von zwei Wochen nach 

Bekanntgabe der Entscheidung Klage zum Kirchlichen Arbeitsgericht erho-

ben werden kann.  
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2. In der Sache ist die Klage jedoch unbegründet. Sämtliche von der Kläge-

rin gegen die Wirksamkeit der fraglichen Wahl vorgebrachten Gründe kön-

nen weder ihren Haupt- noch Hilfsantrag stützen. Die Wahl ist insbesondere 

nicht deshalb unwirksam, da auch die große Gruppe der zugewiesenen 

Landesbeamten vom beklagten Wahlausschuss zu Recht als wahlberech-

tigt und wählbar zur Wahl zugelassen worden ist.  

 

a) Die Auffassung der Dienstgeberin, die fragliche Wahl sei nichtig, ist of-

fensichtlich unbegründet. Nichtigkeit liegt vor, wenn die Voraussetzungen 

für die Wahl nicht gegeben sind oder gegen Wahlvorschriften in so erhebli-

chem Maße verstoßen wurde, dass nicht einmal der Anschein einer ord-

nungsgemäßen Wahl gewahrt ist (KAGH, 02.02.2007 – M 03/06).  

Die Voraussetzungen für die Durchführung einer MAV-Wahl sind erkennbar 

gegeben, ohne dass an dieser Stelle geprüft werden müsste, ob die Wahl 

nach den alten Regelungen der MAVO-M. oder – was richtig ist – nach den 

Bestimmungen der MAVO-Limburg durchgeführt werden musste. In beiden 

Fällen liegen die allgemeinen Voraussetzungen für die Durchführung einer 

MAV-Wahl vor.  

In gleicher Weise hat der Wahlausschuss nicht massiv gegen wesentliche 

Wahlrechtsvorschriften verstoßen, wobei auch hier dahin gestellt bleiben 

kann, ob die zugewiesenen Landesbeamten wählbar und wahlberechtigt 

sind oder nicht. Eine diesbezügliche Fehleinschätzung des Wahlausschus-

ses hätte nicht die Nichtigkeit der Wahl zur Folge.   

 

b) Die Klägerin hat die Wahl auch nicht wirksam angefochten, weil kein Ver-

stoß gegen wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit, 

das Wahlverfahren oder die Zusammensetzung der MAV vorliegt und die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Wahlergebnisses durch diesen Ver-

stoß besteht (vgl. KAGH v. 02.02.2007 – M 03/06; Richardi, Arbeitsrecht in 

der Kirche, 7. Aufl., § 18 Rz 54). Nur unter diesen Voraussetzungen ist die 

Wahl anfechtbar.  
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Über die Wahlanfechtung entscheidet zunächst der Wahlausschuss (§ 12 

Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 MAVO-Limburg). Die hierbei zu beachtenden Fris-

ten hat die Klägerin eingehalten. Der Wahlausschuss hat mit Schreiben vom 

19.10.2021 – eingegangen beim Dienstgeber am 20.10.2021 – den Wahl-

anfechtungsantrag der Klägerin zurückgewiesen. Die Klägerin hat mit Kla-

geschrift vom 02.11.2021 – eingegangen beim Kirchlichen Arbeitsgericht 

am selben Tag – gegen die Entscheidung des Wahlausschusses fristge-

recht innerhalb von zwei Wochen (§ 12 Abs. 3 MAVO-Limburg) Klage erho-

ben. 

 

Der beklagte Wahlausschuss hat zu Recht die Anfechtungserklärung der 

Klägerin als unbegründet zurückgewiesen.  

 

Zutreffend hat der Wahlausschuss die Bestimmungen der MAVO-Limburg 

bei der Durchführung der MAV-Wahl zugrunde gelegt. Zwar ist es richtig, 

dass in den Vorjahren für den Bereich der Klägerin eine eigene MAVO, die 

MAVO-M., gegolten hat. Diese war durch den Bischof von Limburg in Kraft 

gesetzt gewesen. Der Bischof von Limburg hat jedoch im Amtsblatt vom 

14.12.2020 die frühere MAVO-M. vom Jahre 2013 wieder außer Kraft ge-

setzt und bestimmt, dass fortan nur noch die MAVO-Limburg im gesamten 

Bereich des Bistums Anwendung findet. Soweit die Klägerin gegen diese 

Anordnung des Bischofs vom 14.12.2020 vorliegend Einwendungen erhebt, 

sind sie rechtlich irrelevant und führen nicht zur Begründetheit der Wahl-

anfechtung. Ausgeschlossen sind im kirchlichen Bereich gemäß § 2 Abs. 4 

KAGO Normenkontrollverfahren. Diese Regelung ist Ausfluss des Grund-

satzes, dass die bischöfliche apostolische Autorität aufgrund der Gewalte-

neinheit beim Bischof nicht von den kirchlichen diözesanen Gerichten über-

prüft werden kann (vgl. Eder, Eichstätter Komm. zur MAVO, 2. Aufl., § 2    

Rz 20 ff.; Schwab in Schwab / Weth, Komm. zum Arbeitsgerichtsgesetz,     

6. Aufl., Das Verfahren vor den Kirchlichen Arbeitsgerichten (katholisch)   

Rz 11). Für die vom Bischof formell ordnungsgemäß erlassenen Gesetze 

gilt das kirchliche Proprium. Ein Rechtsvakuum entsteht dadurch nicht, weil 
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von Betroffenen jederzeit die Apostolische Signatur als ein Gericht des 

Apostolischen Stuhls in Rom angerufen werden kann. 

 

Entgegen der Auffassung der Klägerin sind auch die dem Gymnasium zu-

gewiesenen 27 Landesbeamten wahlberechtigt.  

 

Wahlberechtigt sind gem. § 7 MAVO-Limburg u.a. alle Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben und seit 

mindestens 6 Monaten ohne Unterbrechung in einer Einrichtung desselben 

Dienstgebers tätig sind. Das passive Wahlrecht folgt gem. § 8 Abs. 1 MAVO 

ähnlichen Grundsätzen. Diese zeitlichen Vorgaben für die Teilnahme an der 

Wahl liegen bei allen zugewiesenen 27 Landesbeamten vor, was auch im 

Verhandlungstermin unstreitig war. Sie sind jeweils der Klägerin langfristig 

und auf unbestimmte Dauer vom Land Rheinland-Pfalz als Lehrer am Gym-

nasium zugewiesen.  

§ 3 Abs.1 MAVO regelt, welche Bediensteten Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter im Sinne der MAVO sind. Dazu zählen insbesondere alle Personen, 

die bei einem Dienstgeber aufgrund eines Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 

tätig sind. Zwar besteht zwischen der Klägerin und den zugewiesenen Lehr-

kräften originär kein vertraglich begründetes Dienstverhältnis, weil dieser 

Personenkreis in einem Beamtenverhältnis mit dem Land Rheinland-Pfalz 

steht und das Land Rheinland-Pfalz der unmittelbare Dienstgeber und Ver-

tragspartner der Landesbeamten ist. Als solche werden sie vom Land be-

soldet und erhalten von der Klägerin keine Vergütung. Trotzdem zählt die-

ser Personenkreis zu den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Sinne der 

MAVO. Durch die dauerhafte Zuweisung nebst vollständiger Integration in 

den Dienstbetrieb wird zumindest ein besonderes Schuldverhältnis zwi-

schen den zugewiesenen Lehrkräften und dem Dienstgeber begründet. Die 

Zuweisung der Landesbeamten geschieht nach den Bestimmungen von      

§ 26 des Privatschulgesetzes Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 

04.09.1970. Nach § 26 Abs. 2 Privatschulgesetz hat die zugewiesene Lehr-

kraft die gleichen Rechte und Pflichten wie eine Lehrkraft in einer entspre-

chenden öffentlichen Schule. Zu diesen Rechten gehört im staatlichen wie 
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im kirchlichen Bereich das Recht, sich im Rahmen der allgemeinen Gesetze 

auf Arbeitnehmerseite im Kollektiv zu organisieren, um auf diese Weise die 

individuellen Rechte zu stärken und abzusichern. An diese Perpetuierung 

der Rechte ist auch die Klägerin gebunden, weil sie nach § 25 Abs. 1 Pri-

vatschulgesetz staatliche Lehrkräfte unter Fortzahlung der Dienstbezüge 

durch das Land nur auf ihren Antrag zugewiesen erhält. Mit Antragstellung 

auf Zuweisung ist die Klägerin zur entsprechenden Transformation der 

Rechte auch verpflichtet, weil sie diese bindende gesetzliche Vorgabe für 

eine Zuweisung kennen und folglich als Tatbestandsvoraussetzung für die 

Zuweisung beachten muss. Dies bewirkt in Umsetzung der gesetzlichen 

Vorgabe auch die Begründung eines besonderen Rechtsverhältnisses zwi-

schen den zugewiesenen Lehrern und der Klägerin. Dieses Ziel verfolgt die 

gesetzliche Garantie von § 26 Abs. 2 Privatschulgesetz für die Lehrkräfte, 

dass diese durch die Zuweisung keine Beschneidung ihrer Rechte, die sie 

als Lehrkraft an einer öffentlichen Schule haben, erleiden müssen. Zu die-

sen Rechten gehört u.a. das Recht auf Organisation, Teilhabe und Erlan-

gung der Vorteile, die eine kollektivrechtliche Organisation auf Arbeitneh-

merseite, sei es durch einen Betriebsrat, einen Personalrat oder – im kirch-

lichen Bereich – durch eine MAV bewirken soll. Vor diesem Hintergrund 

entspricht es dem Zweck der Regelung vom § 26 Abs. 2 Privatschulgesetz, 

dass der zugewiesene Beamte nach wie vor in das jeweils anwendbare 

System der dienstlichen Interessenvertretung integriert ist bzw. bleibt, also 

auch zur Mitarbeitervertretung aktiv und passiv wahlberechtigt ist. Die ge-

setzlich angeordnete Gleichbehandlung im Rahmen eines Einsatzes bei ei-

ner staatlichen Schule und der zugewiesenen Schule wird erst durch die 

vorgeschriebene gesetzliche Gleichbehandlung bei einer Zuweisung durch 

die Zuweisungsempfängerin realisiert. Letztere soll nach der gesetzlichen 

Konstruktion des Zuweisungsvorgangs nicht die Vorteile durch eine für sie 

weitgehend kostenfreie Zuweisung nutzen, aber ihr nicht passende vorge-

schriebene Begleitumstände missachten können. Schließlich streiten die 

Arbeitsbedingungen im Gymnasialbetrieb für die Gleichbehandlung. Die zu-

gewiesenen Lehrer sind Teil der Dienstgemeinschaft und im Zusammenwir-

ken mit den anderen Bediensteten im Lehrkörper tragen sie dazu bei, den 
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Sendungsauftrag der Kirche zu erfüllen. Damit lässt der weite Regelungs-

inhalt von § 3 Abs. 1 MAVO-Limburg bei einer teleologischen Auslegung 

dieser Norm auch eine Ausweitung des Begriffes des „Dienstverhältnisses“ 

zu. Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 MAVO-Limburg unterfallen in der Einrich-

tung eingesetzte Ordensmitglieder grundsätzlich den Bestimmungen der 

MAVO, sofern nicht die besonderen Voraussetzungen von § 3 Abs. 2 MAVO 

ausnahmsweise erfüllt sind. Ordensmitglieder, die in einer Einrichtung ihres 

eigenen Ordens an einem Arbeitsplatz eingesetzt werden, stehen zu dem 

Orden in keinem Dienst- oder Arbeitsverhältnis, sondern in einem kirchen-

rechtlichen Berufungsverhältnis. Trotzdem werden auch sie von § 3 Abs. 1 

MAVO erfasst (vgl. Oxenknecht-Witzsch, Komm. zur MAVO, 2. Aufl., § 3 

MAVO Rz. 20). Auch die „Kirchenbeamten“ erweitern nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 

MAVO-Limburg den Anwendungsbereich der MAVO-Bestimmungen, so 

dass dieser einen weiten Mantel über den in der Einrichtung tätigen Perso-

nenkreis ausbreitet. Schließlich verlangt § 3 Abs. 1 Satz 1 MAVO-Limburg 

nur, dass die genannten Personen in einer Einrichtung bei ihrem Dienstge-

ber „tätig sind“. Diese Gesetzesformulierung knüpft an einen tatsächlichen 

Umstand an. Entscheidend ist das Tätigsein bei einer Zugehörigkeit zur Ein-

richtung auf unbestimmte Dauer. Das ist insbesondere der Fall, wenn dieser 

Personenkreis in die Einrichtungsorganisation eingegliedert ist. Eingeglie-

dert ist, wer eine ihrer Art nach weisungsgebundene Tätigkeit verrichtet, die 

der Arbeitgeber organisiert (BAG v. 05.12.2012 – 7 ABR 17/11, NZA 2013, 

691). Dass diese Voraussetzungen bei den zugewiesenen beamteten Lehr-

kräften vollumfänglich erfüllt sind, ist evident. Im kirchlichen Bereich kommt 

noch hinzu, dass der fragliche Personenkreis trotz ihres Beamtenstatus 

nach Art 1 Satz 1 Grundordnung Teil der Dienstgemeinschaft ist und im 

engen Zusammenwirken mit allen Bediensteten des Gymnasiums der kirch-

lichen Zweckerfüllung in gleicher Weise dienen wie unmittelbar von der Klä-

gerin eingestellte Lehrkräfte. Die christliche Grundwerte lebende und sie 

prägende gesamte Dienstgemeinschaft verkörpert die Grundprinzipien des 

Dienstes in der katholischen Kirche. 
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Die Klägerin hat in der mündlichen Verhandlung geltend gemacht, in § 3 

Abs. 1 MAVO-Limburg sind ausdrücklich die „Kirchenbeamten“ als wahlbe-

rechtigt aufgeführt, während „zugewiesene Beamte“ bei der Aufzählung feh-

len. Dies lässt nicht zwingend den Schluss auf eine Herausnahme des letz-

teren Personenkreises aus dem Kreis der wahlberechtigten Mitarbeiter zu. 

Für die Rechtsauffassung der Klägerin könnte zudem auch sprechen, dass 

weder § 3 Abs. 1 noch § 54 MAVO-Limburg im Bereich der Schulen -etwa 

im Gegensatz zur MAVO-Mainz- die Einbeziehung der zugewiesenen Lan-

desbeamten in die MAVO-Limburg expressis verbis vorschreiben. Die aus-

drückliche Einbeziehung der zugewiesenen Beamten in den Gesetzeswor-

tlaut ist aber entbehrlich -wenngleich aus Gründen der Rechtsklarheit si-

cherlich wünschenswert-, weil § 26 Privatschulgesetz bereits bestimmt, 

dass dem zugewiesenen Beamten in Erfüllung seines Dienstvertrages mit 

seinem Dienstgeber, dem Land Rheinland-Pfalz, durch die Zuweisung an 

die Klägerin dort die gleichen Rechte zustehen wie der Beamte sie bei einer 

staatlichen Schule auch hat. Damit kommt der zugewiesene Beamte auch 

in die Stellung eines „Dienstverhältnisses“ im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 1 

MAVO-Limburg (im Ergebnis ebenso Thiel in Thiel/Fuhrmann/Jüngst, 

Komm. zur MAVO 7 Aufl. § 3 Rz. 31).  

 

Auswirkungen auf die vorliegende Rechtslage haben keine gesetzlichen 

Regelungen außerhalb des kirchlichen Bereichs. So wurde etwa mit der Pri-

vatisierung von Bahn und Post die Geltung des BetrVG novelliert, nachdem 

das BAG dort seine ursprüngliche Rechtsauffassung über das Wahlrecht 

von zugewiesenen Beamten im Hinblick auf den klaren Wortlaut von § 7 

BetrVG geändert hat (vgl. dazu Richardi, Komm. zum BetrVG, 17. Aufl., 

Einleitung Rz 27 und § 5 Rz. 127 ff. mit weiteren Nachweisen; BAG v. 

28.3.2001 – 7 ABR 21/00, NZA 2002, 1294; BAG v. 15.8.2012 – 7 ABR 

34/11, NZA 2013, 107). Der Wortlaut und Regelungsinhalt von § 3 Abs. 1 

MAVO-Limburg unterscheidet sich erheblich von § 7 BetrVG. Letztere Be-

stimmung bestimmt, dass nur „Arbeitnehmer“ wahlberechtigt sind. Beamte 

sind zweifellos keine Arbeitnehmer. Dagegen spricht § 3 Abs. 1 MAVO-

Limburg von „in der Einrichtung tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern“. 
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Ist der Hauptantrag der Klägerin unbegründet, dann ist – sofern überhaupt 

ein prozessuales Haupt- und Hilfsverhältnis vorliegen sollte – auch der Hilfs-

antrag der Klägerin ebenso unbegründet, weil der MAV-Vorsitzende Mi. in 

gleicher Weise wie die anderen zugewiesenen Lehrkräfte Mitarbeiter im 

Sinne der MAVO-Limburg ist und damit gemäß § 8 MAVO-Limburg auch 

wählbar zur MAV war. 

 

Nach alle dem war die zulässige Klage als unbegründet abzuweisen. 

 

Eine (erneute) Kostenentscheidung im Urteil war entbehrlich, da der Vorsit-

zende bereits im laufenden Verfahren durch Rechtskraft erlangende Vor-

abentscheidung im Sinne von § 12 Abs. 2 KAGO die Kostenübernahme für 

die Beklagten- und Beteiligtenseite durch die Klägerin geklärt hat (vgl. 

Schwab in Schwab/Weth, a.a.O., Rz 26). 

 

Die Revision war wegen grundsätzlicher Bedeutung (§ 47 Abs. 2 a) KAGO) 

zuzulassen. 

 

 

 

Rechtsmittelbelehrung 

 

Dieses Urteil kann die Klägerin mit der Revision anfechten. 

Für den Beklagten und die weiteren Beteiligten ist kein Rechtsmittel gege-

ben, da sie in der Sache obsiegt haben. 

 

Die Revision ist schriftlich beim 

 

Kirchlichen Arbeitsgerichtshof 

Geschäftsstelle 

c/o Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 

Kaiserstr. 161 

53113 Bonn 
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oder beim 

 

Kirchlichen Arbeitsgericht 

für die Diözesen Limburg, Mainz, Speyer, Trier 

in Mainz 

Bischofsplatz 2 

55116 Mainz  

Telefax: 06131 – 253936 

 

innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils einzule-

gen. Dabei muss das angefochtene Urteil bezeichnet werden. 

 

Innerhalb von 2 Monaten nach Zustellung des vollständigen Urteils ist die 

Revision zu begründen. Die Begründung ist beim Kirchlichen Arbeitsge-

richtshof (s. o.) einzureichen. Die Begründung muss einen bestimmten An-

trag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und -soweit Verfahrensmängel 

gerügt werden - die Tatsachen angeben, die den Mangel ergeben. 

 


